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NACHRICHTEN

Kommission zur
Aufklärung des Todes
von Oury Jalloh
Berlin. Eine neue, internationale
Kommission will auf die Aufklä-
rung der Todesumstände des Asyl-
bewerbers Oury Jalloh vor 13 Jah-
ren dringen. Die Kommission hat
sich nach eigenen Angaben vom
Montag am Wochenende in Berlin
zusammengefunden und ihre Ar-
beitsschwerpunkte festgelegt. Die
Mitglieder der Kommission halten
eine »zivilgesellschaftliche Kont-
rolle polizeilichen Handelns« für
dringend erforderlich. Sie kündig-
ten an, Kontakt mit Justizbehör-
den aufzunehmen und fordern
Einsicht in die Ermittlungsakten.
Der aus Sierra Leone stammende
Asylbewerber Oury Jalloh starb am
7. Januar 2005 wenige Stunden
nach seiner Inhaftierung bei einem
Brand in einer Dessauer Polizei-
zelle gefesselt an einer Matratze.
Der Fall konnte bislang nicht auf-
geklärt werden. Jalloh soll die Mat-
ratze mit einem Feuerzeug selbst
angezündet haben. Dies wird von
mehreren Brandgutachtern ange-
zweifelt. Beim Generalbundesan-
walt liegt seit Anfang Dezember ei-
ne Anzeige wegen Mordverdacht
gegen einen Polizisten vor. epd/nd

Anschlag auf Auto eines
LINKE-Politikers?
Berlin. Unbekannte sollen am ver-
gangenen Wochenende das Auto
des LINKE-Stadtrats Jens Kretzsch-
mar in Wurzen manipuliert haben.
Wie die sächsische Linksfraktion
am Montag mitteilte, sei es bereits
der zweite derartige Vorfall gewe-
sen. Demnach wurde der Auspuff
des Wagens mit Bauschaum ge-
füllt, wodurch das Auto fahrun-
tüchtig wurde. Kretzschmar brach-
te den Anschlag zur Anzeige. Im
zweiten Fall sollen Unbekannte die
Radmuttern an seinem Fahrzeug
gelockert haben. Die Linksfraktion
geht davon aus, dass es sich um ei-
nen gezielten Anschlag auf ihren
Politiker gehandelt hat. Kretzsch-
mar engagiere sich seit Jahren ge-
gen die örtliche Neonaziszene so-
wie in der Flüchtlingsarbeit im
»Netzwerk Demokratische Kultur«.
»Die jüngste Zuspitzung der Si-
cherheitslage zeigt, dass einer ge-
waltbereiten rassistischen Szene in
Wurzen mit mehr Jugendsozialar-
beit allein nicht Paroli geboten
werden kann. Mich treibt die Sor-
ge um, dass wir uns in der Stadt er-
neut Zuständen wie in den neun-
ziger Jahren wieder annähern
könnten, in denen die Stadt bun-
desweit einen traurigen Ruf als ›na-
tional befreite Zone‹ innehatte«,
warnte die antifaschistische Spre-
cher der Linskfraktion, Kerstin Kö-
ditz. rdm

Ramsauer soll Ausschuss
für Entwicklung leiten
Berlin. Neuer Vorsitzender des Ent-
wicklungshilfe-Ausschusses im
Bundestag soll der frühere Bun-
desverkehrsminister Peter Ram-
sauer (CSU) werden. Den Innen-
ausschuss soll die CSU-Fachpoliti-
kerin Andrea Lindholz leiten, wie
die CSU-Landesgruppe nach Teil-
nehmerangaben in einer Sitzung
am Montag in Berlin beschloss. Als
neuen Vizevorsitzenden der Uni-
onsfraktion mit Zuständigkeit für
Verkehr und Bau bestimmten die
CSU-Abgeordneten Ulrich Lange.
Fraktionsvize für Umwelt und Ge-
sundheit soll Georg Nüßlein für die
CSU bleiben. dpa/nd Seite 10

Keine Abschiebungen
nach Bulgarien
Lüneburg. Flüchtlinge dürfen
nach einem Urteil des niedersäch-
sischen Oberverwaltungsgerichtes
derzeit nicht aus Deutschland
nach Bulgarien abgeschoben wer-
den, auch wenn sie dort bereits er-
folgreich Asyl beantragt haben.
Anerkannte Flüchtlinge seien in
Bulgarien von Obdachlosigkeit
und extremer Armut bedroht, ur-
teilte der 10. Senat des Gerichts
am Montag in Lüneburg. Eine Ab-
schiebung verstoße deshalb ge-
genwärtig gegen die Europäische
Menschenrechtskonvention, sagte
eine Gerichtssprecherin. epd/nd

»Radikalenerlass« wirkt nach
Niedersachsen arbeitet Berufsverbote auf. Viele Betroffene haben psychische Probleme
Eine Studie im Auftrag der nieder-
sächsischen Landesregierung setzt
sich kritisch mit Antikommunismus
und Berufsverboten auseinander.
Nun soll auch über finanzielle Ent-
schädigungen diskutiert werden.

Von Reimar Paul

Rolf Günther trat am 1. Februar 1976
eine Stelle als Lehrer an einem Gym-
nasium in Wolfenbüttel an. Er sollte
dort unter anderem Gemeinschafts-
kunde unterrichten. Doch schon in
der zweiten Unterrichtsstunde war
Schluss. Der Schulleiter kam in die
Klasse. »Herr Günther, Sie können
nicht weiter unterrichten«, sagte er.
»Ihre Vereidigungsurkunde ist nicht
gekommen.« Am 2. Februar um 8.40
Uhrwar Güntherwieder raus aus dem
Schuldienst.
Eine anschließende Anhörung bei

der Bezirksregierung besiegelte das
Berufsverbot für den Pädagogen. Dass
er an der Universität für den der
Deutschen Kommunistischen Partei
(DKP) nahe stehenden Marxistischen
Studentenbund kandidiert und die
DKP-Hochschulgruppe dem »Genos-
sen Rolf Günther« in einer Anzeige
zur Hochzeit gratuliert hatte, reichte
der Behörde, um ihn als DKP-Mit-
glied und Verfassungsfeind zu ver-
orten. Günther war ein Opfer des so-
genannten Radikalenerlasses vom
Februar 1972. Initiiert von der sozi-
al-liberalen Bundesregierung unter
der Führung von Willy Brandt, sollte
dieser Runderlass der Landesregie-
rungen die Beschäftigung sogenann-
ter Verfassungsfeinde im öffentlichen
Dienst verhindern. Beamte und An-
gestellte hatten sich zur freiheitlich-
demokratischen Grundordnung zu
bekennen und für diese einzutreten.
Weil jeder Einzelfall geprüft und

entschieden werden musste, gab es
vor Einstellungen, aber auch zur
Überprüfung bestehender Dienstver-
hältnisse eine Regelanfrage beim
Verfassungsschutz. Ein Bewerber,
dem der Geheimdienst verfassungs-
feindliche Aktivitäten bescheinigte,
wurde nicht eingestellt oder aus dem
Dienst entfernt.
Der Erlass sollte sich gegen Links-

und Rechtsextremisten richten. Be-
troffen waren aber vor allem Mit-
glieder kommunistischer und ande-
rer linker Organisationen. 1979 kün-
digte die Bonner Koalition aus SPD
und FDP den Radikalenerlass auf. In
den Bundesländern dauerte seine Ab-
schaffung noch bis zum Beginn der
90er Jahre. Bis dahin wurden in der
Bundesrepublik rund 3,5 Millionen
Personen überprüft. An die 2000 Leh-
rer und Hochschullehrer, Lokomotiv-
führer und Briefträger wurden nicht
eingestellt oder entlassen.
In Niedersachsen hob die damali-

ge rot-grüne Landesregierung den
»Radikalenerlass« im Jahr 1990 auf.
Im Koalitionsvertrag hieß es: »Die
Regelanfrage wird abgeschafft. Der

Radikalenerlass wird aufgehoben, die
Opfer der Berufsverbote werden so-
weit möglich rehabilitiert.«
Und im Dezember 2016 beschloss

der Landtag, ebenfalls mit rot-grüner
Mehrheit, als erstes Bundesland, die
Zeit der Berufsverbote wissenschaft-
lich aufarbeiten zu lassen. Am Mon-
tag stellte die Landesbeauftragte Jut-
ta Rübke ihren rund 200 Seiten um-
fassenden Bericht vor. Die frühere
SPD-Landtagsabgeordnete hat mit
einem Team ein Jahr lang Betroffene
von Berufsverboten befragt und ihre
Schicksale recherchiert.
In rund 172 000 Fällen forschten

in Niedersachsen demnach der Ver-
fassungsschutz und die Staatsschutz-
abteilungen der Polizei nach etwai-
gen Verfassungsfeinden. 200 neue
Mitarbeiter stellte der Landesverfas-
sungsschutz hierfür ein. »Jede Form

der öffentlichen Aktivität wurde er-
fasst«, sagte der an der Aufarbeitung
beteiligte Historiker Wilfried Knauer.
Die staatliche Schnüffelei und Re-
gistrierung habe sich auch auf Sti-
cker, Aufkleber oder vermeintlich
verfängliche Leserbriefe in Zeitungen
erstreckt. Sogar Familienanzeigen
seien durchforstet worden. 141 Be-
werber durften nicht in den öffentli-
chen Dienst, 271 wurden entlassen.
Die Betroffenen standen quasi über

Nacht auf der Straße. Um seinen Le-
bensunterhalt zu verdienen, nahm
Rolf Günther Hilfsarbeiten an und
fuhr Lkw. An der Volkshochschule
Hannover konnte er Kurse geben:
Rhetorik für Senioren undEnglisch im
Knast. Schließlich bekam er eine hal-
be Stelle in einer Buchhandlung.
Parallel betrieb Günther seine

Wiedereinstellung: Zunächst mit ei-

ner Petition an den niedersächsi-
schen Landtag, die sein Anwalt, der
spätere Kanzler Gerhard Schröder,
einreichte. Dann vor dem Verwal-
tungsgericht, das dem Kläger bestä-
tigte, aufgrund seiner linken Gesin-
nung ein Verfassungsfeind zu sein.
Das Oberverwaltungsgericht kassier-
te das Urteil und schloss einen Ver-
gleich, doch es dauerte bis 1991, bis
Günther wieder verbeamtet wurde.
»Bei vielen, die direkt und unmit-

telbar betroffen sind, gibt es bis heu-
te psychische Einschränkungen bis
hin zu Depressionen«, schreibt Rüb-
ke in der Studie. Sie verlangte Kon-
sequenzen. Die Berufsverbote müss-
ten öffentlich diskutiert und Teil der
politischen Bildung im Land werden.
Rübke will dem Landtag empfehlen,
auch über eine finanzielle Entschä-
digung der Betroffenen zu beraten.

Forderung linker Demonstranten am 7. Oktober 1978 in Hannover Foto: dpa/Klaus Rose

Gleichwertige Lebensverhältnisse weniger interessant
Trotz Bekundungen, das Kooperationsverbot in der Bildung zu lockern, hält das CDU-geführte Bildungsministerium weiterhin daran fest

Der Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse wird kein Verfas-
sungs-Postulat zuerkannt. Dies geht
aus einer Antwort der Bundesregie-
rung auf eine Anfrage der Links-
fraktion im Bundestag hervor.

Von Jürgen Amendt

Bildung ist Ländersache. Die Länder
haben sich die Bildungshoheit im Zu-
ge der Föderalismusreform sogar im
Grundgesetz festschreiben lassen. Der
Bund darf also zum Beispiel kein Geld
für die Sanierung von Schulgebäu-
den, für die Anschaffung von Lehr-
material oder den Schulneubau aus-
geben. Lediglich im Hochschulbe-
reich wurde das seit 2006 geltende
Kooperationsverbot mittlerweile ge-
lockert.
Diese seit dem Jahr 1949 beste-

hende Aufteilung zwischen Bund und
Ländern hat zu unterschiedlichen
Qualitätsstandards geführt. So vari-
iert laut einer Studie der Bertels-
mann-Stiftung aus dem Jahr 2015 im
Kita-Bereich der sogenannte Fach-

kraft-Kind-Schlüssel in deutschen Ki-
tas bei den unter 3-Jährigen zwischen
1 zu 3,1 in Baden-Württemberg und
1 zu 6,5 in Sachsen. Pädagogen emp-
fehlen eine Fachkraft-Kind-Relation
von 1 zu 3 für diese Altersgruppe. Ki-
ta-Träger fordern daher seit einigen
Jahren ein Kita-Bundesqualitätsge-
setz. Abgelehnt wurde dies von den
Ländern und der Bundesregierung
bislang mit Verweis auf die Bildungs-
hoheit der Länder.
Für den Bund gibt es allerdings ei-

ne Art Hintertürchen. Nach Artikel 74
des Grundgesetzes besitzt er ein Ge-
setzgebungsrecht, wenn dies zur Her-
stellung bzw. Sicherung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse im gesamt-
staatlichen Interesse ist. Auf diesen
Grundgesetzartikel berief sich die
Linksfraktion Ende Dezember in einer
Kleinen Anfrage. Die Bildungsexper-
tin der Bundestagsfraktion, Brigitte
Freihold, wollte unter anderem wis-
sen, welche Kenntnisse die Bundes-
regierung über die Auswirkung des
Kooperationsverbotes im Bildungsbe-
reich in den 16 Bundesländern hin-

sichtlich von Schulabbruch-Quoten,
Zahl der Ausbildungsstellen und Ar-
beitslosenzahlen hat. Die Antwort ist
eindeutig; das Bundesbildungsminis-
terium verweist darauf, dass der Bil-
dungsbereich laut Grundgesetz »ganz
überwiegend den Ländern zugeord-

net« sei. Diese Zuständigkeitsvertei-
lung habe sich »gesellschaftspolitisch
bewährt«.
In einer Vorbemerkung stellt das

CDU-geführte Ministerium unmiss-
verständlich fest, dass man daran
auch nicht rütteln wolle. Mitnichten
sei, wie von den Fragestellern be-

hauptet, das Kooperationsverbot ur-
sächlich für die Ungleichheiten im
Bildungssystem. Die Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse sei
»kein eigenständiges Verfassungs-
postulat«, heißt es weiter; für ein
»funktionierendes Bildungswesen«
seien »in allererster Linie Länder und
Kommunen verantwortlich«.
Die Bundesregierung weigere sich

damit, Bildung als gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung zu be-
greifen und gebe sie weiterhin einem
»föderalen Wettbewerb« preis, bei
dem finanzschwache Kommunen und
Länder immer mehr ins Hintertreffen
gerieten, kommentierte Brigitte Frei-
hold die Haltung des Ministeriums.
Dies sei »für eine moderne wissens-
basierte Gesellschaft nicht nachvoll-
ziehbar« und widerspreche den durch
die Bundesrepublik eingegangenen
völkerrechtlichen Verpflichtungen
und bisherigen Bemühungen im Bil-
dungsbereich auf EU-Ebene.
Die Position der Linkspartei-Politi-

kerin wird von Experten gestützt. So
kam der Verwaltungsrechtler Joa-

chim Wieland von der Universität für
Verwaltungsrecht Speyer Ende 2015
in einem Gutachten für die Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft,
die Arbeiterwohlfahrt und den Deut-
schen Caritasverband zu dem Schluss,
dass eine bundesgesetzliche Rege-
lung für den Kita-Bereich erforderlich
sei, um gleichwertige Lebensverhält-
nisse herzustellen sowie die Rechts-
und Wirtschaftseinheit in Deutsch-
land zu wahren. Wieland stützte sich
auf das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zum Betreuungsgeld vom Ju-
li 2015. Das BVerfG hatte damals Ber-
lin zwar die Gesetzgebungskompe-
tenz für das Betreuungsgeld abge-
sprochen, allerdings hätten, so Wie-
land, die Karlsruher Richter betont,
dass Eltern und Unternehmen darauf
vertrauen dürfen, »in allen Ländern
ein im Wesentlichen gleiches Angebot
an qualitätsorientierter Tagesbetreu-
ung vorzufinden«. Im Klartext: Die
Politik hat grundsätzlich das Recht,
durch eigene Gesetzgebung auch im
Bildungsbereich für gleichwertige
Rahmenbedingungen zu sorgen.

Für ein funktionieren-
des Bildungswesen sind
nach Auffassung des
Bundesbildungsminis-
teriums »in allererster
Linie Länder und Kom-
munen verantwortlich«.

Ein Drittel ist
weiblich
Der Frauenanteil in der
Führung von Behörden
steigt nur leicht

Berlin. In den Bundesbehörden ist
der Frauenanteil in Führungspo-
sitionen im vergangenen Jahr nur
leicht angestiegen. Gegenüber
dem Vorjahr wurde ein Anstieg um
1,3 Prozentpunkte auf insgesamt
35,3 Prozent verzeichnet, wie das
Bundesfamilienministerium am
Montag mitteilte. »Wir haben vie-
le engagierte und gute Frauen, das
muss sich auch noch mehr in den
Spitzenpositionen widerspiegeln«,
erklärte Bundesfrauenministerin
Katarina Barley (SPD).
Mit rund 56 Prozent hätten Bar-

leys Ministerium sowie mit 60 Pro-
zent das Bundesverfassungsge-

richt die mit Abstand höchsten An-
teile an Frauen in Leitungsfunkti-
onen. Auch etwa das Bundesum-
weltministerium (37 Prozent) und
das Bundespresseamt (39 Pro-
zent) lagen demnach über dem
Durchschnitt.
Dagegen seien im Bundesrech-

nungshof nur rund ein Viertel al-
ler Führungspositionen mit Frau-
en besetzt, ebenso beim Auswär-
tigen Amt und dem Finanzminis-
terium. In 19 von 24 Behörden ha-
be sich der Frauenanteil 2017 er-
höht – aber 22 beschäftigen dem-
zufolge immer noch weniger Frau-
en als Männer in Leitungsfunktio-
nen. »Von Jahr zu Jahr steigt die
Zahl der Frauen in Führungsver-
antwortung. Der Bund geht in Sa-
chen Gleichstellung mit gutem
Beispiel voran«, erklärte Barley
und räumte ein: »Doch können wir
auch hier noch besser werden.«
Seit 2015 sei der Anteil um 2,7
Prozentpunkte gestiegen. Insge-
samt arbeiten in den meisten Be-
hörden den Angaben zufolge mehr
Frauen als Männer. Nur bei drei
der 24 Behörden habe der Män-
neranteil an den Beschäftigten ins-
gesamt überwogen.
Zur Leitungsebene zählen dem-

nach etwa Referats- und Unterab-
teilungsleitungen. Höchste politi-
sche Führungsfunktionen wie Mi-
nisterposten, Parlamentarische
Staatssekretärs- oder Präsidenten-
ämter bleiben dabei unbeachtet.
Das Statistische Bundesamt erhebt
jährlich zum Stichtag für das Fa-
milienministerium diesen soge-
nannten Gleichstellungsindex. Der
Stichtag war der 30. Juni. AFP/nd

Familienministerium
und Bundesverfas-
sungsgericht haben
die mit Abstand
höchsten Anteile
an Frauen in
Leitungsfunktionen.


